
Klagegründe: Verletzung von Art. 59 der Verordnung 
Nr. 207/2009 des Rates, da die Beschwerdekammer (i) die Zu­
lässigkeit der Beschwerde nicht ordnungsgemäß geprüft und (ii) 
die Art. 85 Abs. 3 und 83 der Verordnung Nr. 207/2009 des 
Rates dadurch verletzt habe, dass sie das berechtigte Interesse an 
der Fortführung des Verfahrens in Abrede gestellt habe. 

Klage, eingereicht am 27. Dezember 2010 — Yilmaz/ 
HABM — Tequila Cuervo (TEQUILA MATADOR 

HECHO EN MEXICO) 

(Rechtssache T-584/10) 

(2011/C 55/57) 

Sprache der Klageschrift: Englisch 

Verfahrensbeteiligte 

Kläger: Mustafa Yilmaz (Stuttgart, Deutschland) (Prozessbevoll­
mächtigte: Rechtsanwältin F. Kuschmirek) 

Beklagter: Harmonisierungsamt für den Binnenmarkt (Marken, 
Muster und Modelle) 

Andere Beteiligte im Verfahren vor der Beschwerdekammer des 
HABM: Tequila Cuervo, SA de CV (Tlaquepaque, Mexiko) 

Anträge 

Der Kläger beantragt, 

— die Entscheidung der Zweiten Beschwerdekammer des 
Harmonisierungsamts für den Binnenmarkt (Marken, 
Muster und Modelle) vom 13. Oktober 2010 in der Sache 
R 1162/2009-2 aufzuheben; 

— dem Beklagten die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Anmelderin der Gemeinschaftsmarke: Andere Beteiligte im 
Verfahren vor der Beschwerdekammer. 

Betroffene Gemeinschaftsmarke: Bildmarke „TEQUILA MATADOR 
HECHO EN MEXICO“ für Waren der Klassen 32 und 33 — 
Gemeinschaftsmarkenanmeldung Nr. 3975117. 

Inhaber des im Widerspruchsverfahren entgegengehaltenen Marken- 
oder Zeichenrechts: Kläger. 

Im Widerspruchsverfahren entgegengehaltenes Marken- oder Zeichen­
recht: In Deutschland eingetragene Wortmarke „MATADOR“ 
(Nr. 30205053.1) für Waren der Klasse 32; international einge­
tragene Wortmarke „MATADOR“ (Nr. 792051) für Waren der 
Klasse 32. 

Entscheidung der Widerspruchsabteilung: Dem Widerspruch wurde 
hinsichtlich aller streitigen Waren stattgegeben. 

Entscheidung der Beschwerdekammer: Aufhebung der angefochte­
nen Entscheidung. 

Klagegründe: Verstoß gegen Art. 8 Abs. 1 Buchst. b der Verord­
nung Nr. 207/2009 des Rates, da die Beschwerdekammer zu 
Unrecht die Verwechslungsgefahr verneint habe, denn die frag­
lichen Marken seien im Hinblick auf die für die Anmeldemarke 
beanspruchten Waren zum Verwechseln ähnlich. 

Klage, eingereicht am 29. Dezember 2010 — Castiglioni/ 
Kommission 

(Rechtssache T-591/10) 

(2011/C 55/58) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Parteien 

Klägerin: Castiglioni Srl (Busto Arsizio, Italien) (Prozessbevoll­
mächtigter: Rechtsanwalt G. Turri) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die in der Klageschrift näher dargestellten angefochtenen 
Rechtsakte für nichtig zu erklären und die Europäische 
Kommission demgemäß zum Schadensersatz in Form der 
Naturalrestitution — auch durch Nichtigerklärung, Auf­
hebung oder Erklärung der Unwirksamkeit des gegebenen­
falls zwischen der Europäischen Kommission und Mitbewer­
bern, die den Zuschlag erhalten haben, geschlossenen 
Vertrags — zu verurteilen; 

— hilfsweise, die in der Klageschrift näher dargestellten 
angefochtenen Rechtsakte für nichtig zu erklären und die 
Kommission demgemäß zum Ersatz des von ihr erlittenen 
Schadens einschließlich des Schadens wegen entgangenen 
Ansehensgewinns in im Verfahren festzustellender Höhe 
nebst Zinsen und Währungsausgleich auf den geschuldeten 
Betrag zu verurteilen; 

— in jedem Fall der Europäischen Kommission die Kosten 
aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Klägerin stützt ihre Klage auf drei Gründe.
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Erster Klagegrund: Verstoß gegen Art. 137 Abs. 4 der Verord­
nung (EG, Euratom) Nr. 2342/2002 der Kommission vom 
23. Dezember 2002 mit Durchführungsbestimmungen zur Ver­
ordnung (EG, Euratom) Nr. 1065/2002 des Rates über die 
Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäi­
schen Gemeinschaften (ABl. 357, S. 1), Verstoß gegen die Be­
kanntmachung des Auftrags und die späteren Präzisierungen 
sowie Begründungsmangel 

Hierzu macht die Klägerin geltend, sie habe nachgewiesen, dass 
sie alle standardmäßigen Mindestanforderungen an die Leis­
tungsfähigkeit erfülle, die in der Bekanntmachung des Auftrags 
verlangt worden seien, und es sei völlig irrelevant, dass der 
Nachweis der Erfüllung dieser Mindestanforderungen teils un­
mittelbar und teils unter Berufung auf die Kapazitäten Dritter 
erbracht worden sei, da Letzteres in den im konkreten Fall 
anwendbaren Rechtsvorschriften ausdrücklich vorgesehen sei. 
Die Zurückweisung des von der Klägerin eingereichten Ange­
bots sei somit rechtswidrig. 

Zweiter Klagegrund: Verstoß gegen Art. 148 Abs. 3 der Verord­
nung Nr. 2342/2002 und Begründungsmangel 

Hierzu macht die Klägerin geltend, der öffentliche Auftraggeber 
hätte — auch hinsichtlich einer etwaigen Feststellung der man­
gelnden Eindeutigkeit der von ihr zum Nachweis der Erfüllung 
des Standards ST3 eingereichten Unterlagen — Art. 148 Abs. 3 
der Verordnung Nr. 2342/2002 anwenden müssen. 

Dritter Klagegrund: Rechtswidrigkeit der Bekanntmachung des 
Auftrags 

Hierzu macht die Klägerin geltend, dass sie die Bekanntmachung 
des Auftrags aus den oben zum ersten Klagegrund angeführten 
Gründen für den Fall anfechte, dass die Position des öffentlichen 
Auftraggebers wider Erwarten darin eine Grundlage haben sollte. 

Rechtsmittel, eingelegt am 21. Dezember 2010 von Luigi 
Marcuccio gegen den Beschluss des Gerichts für den 
öffentlichen Dienst vom 6. Oktober 2010 in der 

Rechtssache F-2/10, Marcuccio/Kommission 

(Rechtssache T-594/10 P) 

(2011/C 55/59) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Verfahrensbeteiligte 

Rechtsmittelführer: Luigi Marcuccio (Tricase, Italien) (Prozess­
bevollmächtigter: Rechtsanwalt G. Cipressa) 

Andere Verfahrensbeteiligte: Europäische Kommission 

Anträge 

Der Rechtsmittelführer beantragt, 

— auf alle Fälle den angefochtenen Beschluss insgesamt und 
ausnahmslos aufzuheben; 

— festzustellen, dass die Klage im ersten Rechtszug, auf die der 
angefochtene Beschluss ergangen ist, völlig zulässig war; 

— in erster Linie: seinen Anträgen in der Klageschrift im ersten 
Rechtszug vollständig und ausnahmslos stattzugeben; 

— die Rechtsmittelgegnerin zur Erstattung sämtlicher von ihm 
getragener Kosten in der vorliegenden Rechtssache in sämt­
lichen Rechtszügen zu verurteilen; 

— hilfsweise, die Sache an das Gericht für den öffentlichen 
Dienst in anderer Zusammensetzung zu erneuter Sachent­
scheidung zurückzuverweisen. 

Rechtsmittelgründe und wesentliche Argumente 

Das vorliegende Rechtsmittel richtet sich gegen den Beschluss 
des Gerichts für den öffentlichen Dienst vom 6. Oktober 2010. 
Mit diesem Beschluss ist eine Klage gegen die Entscheidung über 
die Ablehnung des Antrags auf Erstattung der Krankheitskosten 
im Zusammenhang mit der Erkrankung des Rechtsmittelführers 
zum Erstattungssatz von 100 % durch die Rechtsmittelgegnerin 
als offensichtlich unzulässig und teilweise unbegründet abgewie­
sen worden. 

Zur Stützung seines Rechtsmittels rügt der Rechtsmittelführer 
die Rechtswidrigkeit der Feststellungen in Bezug auf den Klage­
gegenstand und die Zulässigkeit der Klage. 

Ferner rügt der Rechtsmittelführer eine irrige und vernunftwid­
rige Auslegung und Anwendung der Art. 90 und 91 des Statuts 
der Beamten der Europäischen Union sowie von Art. 94 der 
Verfahrensordnung des Gerichts für den öffentlichen Dienst, das 
völlige Fehlen einer Begründung und das Unterlassen einer 
Entscheidung über einen von ihm vor dem Gericht gestellten 
Antrag.
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